
Gemeindliche Aktionsstrategie für das Wohnungswesen

Rundschreiben zum gemeindlichen Aktionsprogramm 2012 - 2013

An die Damen und Herren Bürgermeister, Vorsitzenden des ÖSHZ, Schöffen,

Zur Information:

An die Frauen und Herren Gouverneure,

An den Herrn Generaldirektor der SWL,

An den Herrn Generaldirektor des FLFNW,

An die Frau Generaldirektorin der SWCS,

An die Damen und Herren Sekretäre der Gemeinde und des ÖSHZ,

An die Damen und Herren Vorsitzenden und geschäftsführenden Direktoren der  Wohnungsbaugesellschaften öffentlichen Rechts,

An die Damen und Herren Vorsitzenden und Direktoren der Agenturen für Sozialwohnungen,

An die Damen und Herren Vorsitzenden, Direktoren und Beauftragten der Einrichtungen mit sozialem Zweck.

Durch Artikel 188 des Wallonischen Wohngesetzbuchs wird jede Gemeinde mit der Ausarbeitung der gemeindlichen Aktionsprogramme für das Wohnungswesen beauftragt.

Die Wohnpolitik ist eine bürgernahe Politik und hat zum Ziel, den in der Gemeinde erfassten verschiedenartigen Bedürfnissen nachzukommen, und zwar im Rahmen mehrerer Zielrichtungen, die Antworten auf verschiedene Herausforderungen, denen die Wallonie gegenübersteht, bringen sollten:

· Ein Anstieg der wallonischen Bevölkerung, der für 2030 auf 455.000 Personen geschätzt wird und die quantitative Vergrößerung des sowohl privaten als auch öffentlichen Wohnungsbestands erfordert,
· Die prekären Lebensumstände eines Teils der wallonischen Bevölkerung, die implizieren, auf dem gesamten wallonischen Territorium öffentlichen Wohnraum zur Verfügung zu stellen, um neuen prekären Lebensumständen und der Notwendigkeit der sozialen Durchmischung gleichfalls im Rahmen einer regionalen Solidarität Rechnung zu tragen,
· Die Alterung der Bevölkerung, die die Produktion von Wohnraum erfordert, der den Bedürfnissen von Personen mit geringer Autonomie oder Verlust an Autonomie genügen kann,
· Der Energiewandel, der erfordert, den vorhandenen Wohnraum zu sanieren und Wohnraum mit niedrigem Energieverbrauch zu produzieren, um die Steigerung bei den Energiekosten für die Bevölkerung zu mindern und um die Abhängigkeit von fossilen Brennstoffen zu verringern.
Diese Herausforderungen betreffen alle Verwaltungsebenen und beinhalten die Durchführung koordinierter Aktionen durch die öffentlichen Akteure unter Berücksichtigung der Aktivitäten der privaten Akteure. In diesem Zusammenhang beabsichtigt die Regierung, den öffentlichen Wohnungsbestand quantitativ zu vergrößern, indem die Umsetzung von Projekten erleichtert und die Wohnqualität durch einen nachhaltigeren Ansatz verbessert wird und indem die Bedürfnisse der betroffenen Bevölkerungen stärker integriert werden.
Die Umsetzung einer gemeindlichen Aktionsstrategie für das Wohnungswesen muss ermöglichen, diesen verschiedenen regionalen Herausforderungen zu begegnen, und muss den Gemeinden jedoch gleichfalls ermöglichen, die spezifischen Bedürfnisse ihrer Bevölkerung zu berücksichtigen.

Im Mai 2007 wurde Ihnen ein erstes Rundschreiben zum Aktionsprogramm 2007 - 2008 übermittelt. Im April 2008 war die Reihe an einem Rundschreiben zum Aktionsprogramm 2009 - 2010, Sie über den Fortschritt des Prozesses zu informieren.

Das vorliegende Rundschreiben stellt die Ziele der Regierung für die Jahre 2012 und 2013 vor.

Dieses Dokument und seine Anhänge können von der Website der Verwaltung heruntergeladen werden:

http://mrw.wallonie.be/dgatlp/dgatlp/Pages/Log/Pages/accueil/Accueil.asp 

1. Die Wohnpolitik: Herausforderung und Chance für die Gemeinde:

Das Wallonische Wohngesetzbuch anerkennt die Gemeinde als Betreiberin des Wohnraums und besagt, dass die Gemeinden und ÖSHZ ihre Zielvorgaben und Grundsätze für die durchzuführenden Maßnahmen zur Umsetzung des Rechts auf angemessenen Wohnraum (Art. 187, § 1) festlegen.

Darüber hinaus ermöglicht eine echte, auf lokaler Ebene umgesetzte Wohnpolitik, da diese ein Grundbedürfnis eines jeden Menschen betrifft, der Gemeinde, eine echte bürgernahe Rolle zu spielen und sich dabei gleichzeitig auf die Dynamiken, für die sie zuständig ist, zu stützen oder diese zu stärken. Es sind nämlich unter anderem die Raumordnungspolitik und die Politik für die Entwicklung oder Stärkung der wirtschaftlichen Aktivität und der sozialen Aktion betroffen. Ein gemeindliches, mit anderen strategischen Instrumenten (Lokale Agenda 21, Strukturschema, Programm für die ländliche Entwicklung, Plan für sozialen Zusammenhalt...) eng koordiniertes Programm für das Wohnungswesen bedeutet auch, sich die Möglichkeit zu eröffnen, diese Visionen für die Zukunft zu konkretisieren und materialisieren.

Die Wohnpolitik ermöglicht auf diese Weise, in den verfallenden Vierteln die Gesundheitsunverträglichkeit zu bekämpfen, neue Bebauungen zu strukturieren, private Investitionen zu unterstützen usw..

Sie ermöglicht der Bevölkerung gleichfalls, die öffentliche Aktion für die Lebensqualität aller zu „sehen”.

In dem vom für das Wohnungswesen zuständigen Minister für nachhaltige Entwicklung veröffentlichten und an alle Gemeinden und alle Wohnraumbetreiber übermittelten Werk „Wohnen in einem nachhaltigen Viertel” finden lokale Entscheidungsträger wallonische und ausländische Umsetzungsbeispiele, die die Möglichkeiten aufzeigen, die Wohnpolitiken und die Politiken für nachhaltiges Wohnungswesen auf lokaler Ebene zu konkretisieren.

Diese Umsetzungsbeispiele können die Überlegungen rund um die auf dem gemeindlichen Territorium durchzuführenden Projekte inspirieren oder stimulieren. Die Veröffentlichung kann von der Website des Hauses des Städtebaus heruntergeladen werden: http://www.maisondelurbanite.org/quartiers-durables/publication.

Darüber hinaus wurde eine Studie über den innovativen privaten Wohnraum  durchgeführt und einige dieser Aspekte können auch auf den öffentlichen Wohnraum übertragen werden. Die Informationen zu dieser Studie stehen auf der folgenden Website zur Verfügung: http://www.uwa.be/resultats-de-la-recherche/recueil.htm?lng=fr
1.1. Die Erklärung zur Wohnpolitik:

Das Wallonische Wohngesetzbuch anerkennt die Gemeinde als Betreiberin des Wohnraums und besagt, dass die Gemeinden und ÖSHZ ihre Zielvorgaben und Grundsätze für die durchzuführenden Maßnahmen zur Umsetzung des Rechts auf angemessenen Wohnraum (Art. 187, § 1) festlegen. Diese Erklärung wird zu Beginn der gemeindlichen Legistratur und vor der Einführung von Bau- oder Sanierungsprogrammen abgegeben.

1.2. Aufträge der Gemeinden:

Es sei daran erinnert, dass jede Gemeinde, deren Programm vollständig oder teilweise von der Regierung genehmigt wurde, gemäß Artikel 190 § 2 des Wallonischen Wohngesetzbuchs gehalten ist:

· Über einen gemeindlichen Wohnungsdienst zu verfügen, um insbesondere eine koordinierte Information der Bürger über die Beihilfen und Rechte in Bezug auf Wohnraum zu gewährleisten;

· Ein laufendes Verzeichnis über den leerstehenden Wohnraum im Sinn des Artikels 80 zu führen;

· Ein laufendes Verzeichnis über die zu bebauenden Grundstücke zu führen;

· Ein laufendes Verzeichnis über die leerstehenden Gebäude im Besitz von Personen des öffentlichen Rechts zu führen;

· Ein laufendes Verzeichnis über die Möglichkeiten der Wiederunterbringung im Notfall zu führen;

· Eine Gemeindeverordnung zum Leerstand anzunehmen, in der insbesondere die Besteuerung von leerstehenden Gebäuden mit weniger als 5.000 m2 geregelt wird.

Die aktualisierten Ergebnisse dieser verschiedenen Verzeichnisse müssen der Verwaltung im Rahmen des vorliegenden gemeindlichen Aktionsprogramms 2012 - 2013 auf dem Weg der diesem Rundschreiben beigefügten Formulare übermittelt werden.

Die Beratung des Gemeinderats und die Gemeindeverordnung zu Leerstand und Besteuerung leerstehender Gebäude werden der Akte beigefügt.

Die Wallonische Regierung hat in ihrer Sitzung vom 21. März 2008 beschlossen, die Gemeinden auszuschließen, die ihren Verpflichtungen hinsichtlich der im Rahmen des gemeindlichen Aktionsprogramms gewährten Beihilfen nicht nachkommen.

Folglich werden diese Informationen im Rahmen der Auswahl der eingereichten Projekte berücksichtigt.
1.3. Wirksamkeit des Gemeindefonds:

Es sei darauf hingewiesen, dass das Kriterium des „prozentualen Anteils an öffentlichem oder subventioniertem Wohnraum” gemäß den Artikeln L-1321-1 und folgende des Kodex für lokale Demokratie Bestandteil der Elemente für die Berechnung der den Gemeinden im Rahmen des Gemeindefonds gewährten Mittel ist. In die Berechnungsgrundlage für die Verteilung des Fonds fließt nämlich gemäß dem vorgenannten Dekret vom 15. Juli 2008 ein „Koeffizient für Wohnraum” ein. Dieser Koeffizient wird dementsprechend, ob er kleiner, größer oder gleich zehn Prozent ist, berücksichtigt. Der Begriff des Koeffizienten wird folgendermaßen definiert: „Das in Prozent ausgedrückte Verhältnis zwischen öffentlichem oder subventioniertem Wohnraum und der Gesamtanzahl der Haushalte” (Art. L1332-1, § 3 des Dekrets vom 15. Juli 2008).

Der auf Grundlage des Kriteriums „Wohnraum” zugeteilte Betrag entspricht 7 % der „verteilten Dotation”.

In der Folge der Entscheidung der Wallonischen Regierung vom 15. Juli 2008, einerseits die Gemeinden zu ermutigen, sich in die regionale Politik der Schaffung von öffentlichem oder subventioniertem Wohnraum einzufügen, und andererseits die Gemeinden zu sanktionieren, die sich geweigert haben, sich in diese regionale Politik einzufügen, wird die Dotation für öffentlichen oder subventionierten Wohnraum in zwei Tranchen aufgeteilt:

· Eine Bestandstranche für die Finanzierung der Gemeinden, die den Zielvorgaben der Wallonischen Regierung für die Schaffung von Wohnraum bereits genügen (Gemeinden mit mindestens 10 % öffentlichem oder subventioniertem Wohnraum im Verhältnis zur Gesamtanzahl der Haushalte auf ihrem Territorium).

· Eine Bonustranche für einen finanziellen Anreiz für die Gemeinden, die unter den Zielvorgaben liegen, sich in die einschlägige regionale Politik einzufügen (Gemeinden mit weniger als 10 % öffentlichem oder subventioniertem Wohnraum).

Die Verteilung der zunächst zu gleichen Teilen unter den beiden Tranchen aufgeteilten 7 % durchläuft eine stufenweise Entwicklung, um 6 % für die Tranche „Bestand” und 1 % für die Tranche „Bonus” zu erreichen.

Je nach Anzahl der auf ihrem Territorium vorhandenen öffentlichen oder subventionierten Wohnungen müssen die Gemeinden, die unter die Bonustranche fallen, eine bestimmte Bedingung erfüllen:

· Die Gemeinden mit mindestens 5 % öffentlichem oder subventioniertem Wohnraum müssen an einem zweijährigen Aktionsprogramm teilnehmen, das die Schaffung von zumindest einer förderungsfähigen Wohnung umfasst;

· Die Gemeinden mit weniger als 5 % öffentlichem oder subventioniertem Wohnraum müssen an einem zweijährigen Aktionsprogramm teilnehmen, das die Schaffung einer Anzahl an Wohnungen umfasst, die zumindest dem Minimum von 5 % der Gesamtanzahl an öffentlichen oder subventionierten Wohnungen entspricht, die die Gemeinde im Hinblick auf die Erreichung des von der Wallonischen Region abgesteckten Ziels von 10 % schaffen muss.

Die Mindestanzahl an Wohnungen, die von den Gemeinden im Rahmen des Programms beantragt werden muss, um in den Genuss des Gemeindefonds kommen zu können, wird in Anhang 1 aufgeführt.

1.4. Perspektiven im Hinblick auf Gesundheitsverträglichkeit und Sicherheit:

Zu Informationszwecken wird darauf hingewiesen, dass Räumungen infolge eines durch den Bürgermeister ergangenen Unbewohnbarkeitserlasses nach Annahme des Dekretentwurfs zur Änderung des Wohngesetzbuchs in Zukunft neuen Regelungen unterworfen werden.

In diesem Rahmen sind die Gemeinde und das ÖSHZ aufgefordert, eine ausreichende Anzahl an Übergangswohnungen zu schaffen und den SLSP die Übernahme der Verwaltung einiger Wohnungen durch das ÖSHZ gemäß Artikel 132 des Wallonischen Wohngesetzbuchs vorzuschlagen.

Ergänzend werden die Gemeinden darauf aufmerksam gemacht, dass die Standards für Gesundheitsverträglichkeit und Überbelegung – die die Unbewohnbarkeits- oder Überbelegungserlasse begründen – ihre Rechtfertigung in der Notwendigkeit finden, die Personen zu unterstützen, die sich als unzureichend mit Wohnraum versorgt erachten. Die Personen, die einen als unbewohnbar oder überbelegt anerkannten Wohnraum verlassen, können nämlich Umzugs- und Mietbeihilfen oder Vorrang bei der Vergabe von Sozialwohnungen gewährt werden. Es ist für die Gewährung dieser Beihilfen jedoch nicht immer erforderlich, dass die Gemeinde einen Erlass mit dem Befehl, den Wohnraum zu verlassen, annimmt; eine Feststellung kann ausreichend sein. In dieser Hinsicht hat die Wallonische Regierung am 5. Mai 2011 in erster Lesung einen Erlassentwurf angenommen, durch den ermöglicht wird, dass die Feststellung einer Gemeinde mit Zuständigkeit für die Gesundheitsverträglichkeit den Anspruch auf eine Umzugs- und Mietbeihilfe begründen kann. Ziel ist hierbei zu ermöglichen, dass die Feststellung der Unbewohnbarkeit oder Überbelegung eines Wohnraums durch einen Gemeindeermittler den Anspruch auf Umzugs- und Mietbeihilfe direkt und ohne Ergehen eines Erlasses begründet. Gleiches gilt für den Zugang zu Sozialwohnungen: Der Erlass der Wallonischen Regierung vom 6. September 2007 fordert nicht, dass ein Gemeindeerlass ergehen muss, um in den Genuss des vorrangigen Zugangs aufgrund unbewohnbarem und/oder überbelegtem Wohnraum zu kommen.

Mit anderen Worten: Stellt der Wohnraum keine Gefahr für den Mieter dar, ist es zweifelsohne angebracht, sich auf eine Feststellung zu beschränken, ohne dass ein Erlass ergeht, da diese Feststellung dem betroffenen Haushalt den Zugang zu bestimmten Beihilfen ermöglicht.

2. Die von der Wallonie verfolgten Ziele

Im Rahmen der regionalpolitischen Erklärung hat die Regierung ihren Willen bekräftigt, „den Zugang zu angemessenem, bezahlbarem und nachhaltigem Wohnraum zu garantieren”. Nach Beratung mit allen Akteuren anlässlich der „Wohnprojekte” waren die in der Erklärung festgelegten Ziele Gegenstand eines von der Regierung am 16. Dezember 2010 genehmigten Orientierungsdokuments zur Wohnpolitik. In diesem Dokument werden die regulatorischen Anpassungen und die für die Erreichung der Ziele durchzuführenden Maßnahmen vorgestellt sowie deren Rahmenbedingungen abgesteckt.

In diesem Zusammenhang werden die für die Konkretisierung dieser Ziele von den lokalen Akteuren durchzuführenden Maßnahmen im vorliegenden Rundschreiben aufgeführt und dargelgt.

2.1. Auf dem Mietmarkt mehr Wohnungen mit vereinbarungsgebundener Miete bereitstellen:

Herausforderung:

Alle Indikatoren zeigen, dass in Wallonien ein Wohnungsmangel besteht. Dies erklärt sich durch eine steigende Anzahl an Haushalten in Verbindung mit einer Verringerung deren Größe (Zunahme bei den Alleinerziehenden) und durch die Anzahl der leerstehenden Wohnungen. Darüber hinaus ist das Mietangebot in einigen Teilen der Region, insbesondere im Hinblick auf das Mietangebot für Haushalte mit niedrigem Einkommen, begrenzt. Der erwartete Bevölkerungsanstieg könnte zu Engpässen führen, wenn nicht schnell Maßnahmen ergriffen werden.

Zielvorgabe:

A) Auf regionaler Ebene:

Um dieser Situation abzuhelfen, besteht die Politik der Regierung darin, die Zielvorgabe von 20 % Wohnungen mit vereinbarungsgebundener Miete auf dem gesamten wallonischen Territorium anzustreben. Diese 20 % Wohnungen sind öffentliche Wohnungen (SLSP, lokale Behörden), Wohnungen der Verbände oder private (subventionierte oder vereinbarungsgebundene)  Wohnungen.

Öffentlicher oder subventionierter Wohnraum wird folgendermaßen definiert:

· Die geschaffenen Übergangs- oder Eingliederungswohnungen, die als solche belegt werden;

· Die von der (den) Wohnungsbaugesellschaft(en) des öffentlichen Rechts (SLSP) auf dem Gemeindeterritorium verwalteten und vermieteten Wohnungen;

· Die Sozialwohnungen oder mittleren Wohnungen, die von einer SLSP oder einer lokalen Behörde seit zehn Jahren verkauft wurden;

· Die vermieteten Wohnungen im Besitz der Gemeinde oder des ÖSHZ oder unter autonomer Regie;

· Die über das Zwischenglied einer AIS, SLSP oder ASBL verwalteten Wohnungen der privaten oder öffentlichen Eigentümer; die vom FLW verwalteten Wohnungen;

· Die vom zentralen Dienst für soziale und kulturelle Aktion des Verteidigungsministeriums (OCASC) verwalteten Wohnungen.

In diese Liste können weder betreute Wohnungen noch Zimmer der Alten- und Pflegeheime (MR-MRS) aufgenommen werden.

Diese Definitionen werden im Dekret vom 15. Juli 2008, durch das das Buch III, Titel III, Kapitel II des Kodex für lokale Demokratie und Dezentralisierung vom 22. April 2004 abgeändert wird und die Regelungen für die allgemeine Finanzierung der wallonischen Gemeinden festgelegt werden, aufgeführt (B. S. vom 23.07.2008, S. 38456).

Unter vereinbarungsgebundenem Wohnraum werden die Wohnungen verstanden, die in den Genuss der in den Regierungserlassen vom 23. Dezember 2010 (B. S. vom 11.01.2011) aufgenommenen Bestimmungen kommen.

Sie werden für die Berechnung der 10 % mit den subventionierten Wohnungen ausgewiesen.

B) Auf lokaler Ebene:

Alle Gemeinden müssen eine Zielvorgabe von 10 % öffentlichen oder subventionierten Wohnungen auf ihrem Territorium anstreben. . 

1) Gemeinden mit weniger als 5 % öffentlichen oder subventionierten Wohnungen: Die Gemeinden müssen ein Programm einführen, um ihr Defizit schrittweise auszugleichen.

2) Gemeinden mit mehr als 5 % öffentlichen oder subventionierten Wohnungen: Diese Gemeinden sind aufgefordert, Prozesse der Zusammenarbeit aufzubauen:

· Zwei bis drei verbundene Gemeinden mit 5 bis 10 % öffentlichen oder subventionierten Wohnungen können ein Projekt (für zwei Gemeinden) oder zwei Projekte (für drei Gemeinden) einreichen, um die Mittel zur schnellen Umsetzung auf eine Maßnahme von großem Umfang zu konzentrieren. Die Maßnahme kann bis zu 75 % der diesen Gemeinden vorbehaltenen Wohnungen umfassen (oder bis zu 100 %, wenn diese Gemeinden weniger als 4 Wohnungen erhalten, anders gesagt muss ein Minimum von 25 % dieser Wohnungen in der überlassenden Gemeinde programmiert werden, sofern die Anzahl der von der besagten überlassenden Gemeinde erhaltenen Wohnungen nicht unter 4 liegt). Ziel ist, die Mittel an nur einem Ort zu konzentrieren, um die Wirksamkeit einer Maßnahme für das vorhandene bebaute Netz zu erhöhen, ein Viertel schneller wiederzubeleben usw..

· Eine Gemeinde mit weniger als 5 % öffentlichen oder subventionierten Wohnungen kann mit einer verbundenen Gemeinde, die über den 10 % öffentlichen oder subventionierten Wohnungen liegt, eine Partnerschaft einrichten, um auf ihrem eigenen Territorium in den Genuss der Anzahl an Wohnungen zu kommen, die der über den 10 % liegenden Gemeinde vorbehalten sind. Eine solche Partnerschaft ermöglicht der betreffenden Gemeinde, die 10 % im Rahmen einer Zusammenarbeit, die sich beispielsweise auf den Austausch von Dienstleistungen, auf Zugangsmöglichkeiten zu gemeinsamen Einrichtungen usw. erstreckt, schneller zu erreichen.

· Die Wohnungen werden für den Gemeindefonds in der Gemeinde, in der sie geschaffen werden, ausgewiesen.

3) Gemeinden mit mehr als 10 % öffentlichen Wohnungen: Diese Gemeinden können auf ihrem Territorium weiterhin neue öffentliche oder subventionierte Wohnungen schaffen.

Dieser Prozentsatz wird mit Bezugnahme auf den 1. Januar 2010 und auf die Anzahl der Haushalte der Gemeinde, die von der Verwaltung auf Grundlage der aktualisierten Daten des GEdAP geschätzt wurde, berechnet (Quelle: www.gedap.be unter der Rubrik Cytise Wallonie – Statistiken 2010).

Gemeindliche Maßnahmen:

Bau neuer Mietwohnungen durch die Gemeinde, das ÖSHZ oder die Wohnungsbaugesellschaften des öffentlichen Rechts;

Sanierung von Gebäuden für Mietwohnungen durch den Fonds für Wohnraum für kinderreiche Familien in Wallonien;

Schaffung von Eingliederungs- oder Übergangswohnungen (im Bau oder in Sanierung) durch die durch das Gesetzbuch anerkannten Betreiber;

Übernahme der Verwaltung von Mietwohnungen durch die Agenturen für Sozialwohnungen oder die SLSP, wobei einige subventioniert werden, andere vereinbarungsgebunden sind.

2.2. Die neuen Maßnahmen örtlich sorgfältig festlegen, auf architektonischer und städtebaulicher Ebene qualitativ hochwertige Wohnungen schaffen:

Herausforderung:

Die Politik für die Bewohner muss alle Dimensionen des „Wohnraums” berücksichtigen. Es geht nicht nur darum, „mit Wohnraum versorgt zu sein”, sondern vielmehr darum „zu wohnen”. Wohnen bedeutet, dass die Person von ihrer Wohnung aus ihre verschiedenen Bedürfnisse leicht befriedigen kann: Zugang zu Dienstleistungen und Geschäften sowie zu sozialen und kulturellen Aktivitäten, sich zum Arbeitsplatz begeben, ein soziales Netzwerk unterhalten, am lokalen Leben teilnehmen…. Das bedeutet, dass die Wohnungen in den oder in der Nähe der städtischen oder dörflichen Zentren liegen sollten, um größere Mobilitätsprobleme in den Fällen finanzieller Not zu vermeiden.

Zielvorgaben:

Die geschaffenen Wohnungen müssen in den oder in der Nähe der städtischen oder ländlichen Zentren liegen, die über lokale Geschäfte, gemeinschaftliche Einrichtungen und Dienstleistungen verfügen. Diese Orte werden von den öffentlichen Verkehrsmitteln angefahren.

Die Qualität der öffentlichen und gemeinschaftlichen Räume hat Vorrang vor der Quantität der zu schaffenden Straßen und Wege.

Der Rückgriff auf die Schaffung neuer Straßen und Wege wird begrenzt.

Renovierungs- und Sanierungsprojekte für örtlich geeignet gelegene Gebäude oder Standorte haben Vorrang.

Die architektonische Qualität der Wohnungen muss ermöglichen, Haushalte in vielfältigen Verhältnissen und mit unterschiedlichem kulturellen Hintergrund aufzunehmen, und muss gleichfalls ein positives Bild des öffentlichen Wohnraums vermitteln, um die Stigmatisierung der Bewohner zu verhindern. Dieser Ansatz erleichtert die soziale Durchmischung im Wohnungsbestand.

Die geplante Energieeffizienz ist ebenfalls ein Kriterium, dem die Regierung seine gesamte Bedeutung beimisst.

Maßnahmen:

Die Wallonische Wohnungsbaugesellschaft informiert die Gemeinden über die in ihrem Eigentum befindlichen Grundstücke, die in der Nähe der städtischen oder dörflichen Zentren gelegen sind. Diese Grundstücke können von den Betreibern im Rahmen der Verankerung genutzt werden.

Die Projekte, die sich entlang ausgestatteter Straßen und Wege und in der Nähe der städtischen oder dörflichen Zentren befinden, haben Vorrang.

2.3. Den Boden- und Immobilienvorrat mobilisieren:

Herausforderung:

Die Bekämpfung des Leerstands von Gebäuden bleibt in der Wallonie eine Priorität. Die Behörden müssen diesbezüglich mit gutem Beispiel vorangehen. Darüber hinaus bleiben die Gründstückkosten Im Rahmen einer öffentlichen Maßnahme zur Schaffung von Wohnraum weiterhin ein sehr wichtiger Faktor. Schließlich ist der Boden eine nicht erneuerbare Ressource und es ist notwendig, diesen in der öffentlichen Hand zu bewahren.

Zielvorgaben:

Die Sanierung von Immobilien, die sich seit langem im Besitz des Betreibers befinden oder von der Gemeinde, dem ÖSHZ oder dem Betreiber kürzlich erworben wurden, um diese als Wohnraum zu nutzen, hat Vorrang vor jedweden Bauprojekten. Bei den Bauprojekten haben die Projekte Vorrang, die sich auf von der Gemeinde, dem ÖSHZ oder der SWL als Pacht oder Erbpacht zur Verfügung gestellten Grundstücken befinden.

Maßnahmen:

Im Rahmen der Finanzierungserlasse für die Schaffung neuer öffentlicher Mietwohnungen vorgesehen.

2.4. Eine soziale und funktionale Durchmischung gewährleisten:

Herausforderung:

Der soziale Zusammenhalt und die Lebendigkeit eines Viertels werden gestärkt, wenn verschiedene Aktivitäten (Wohnen, Gewerbe, kulturelle und soziale Aktivitäten, Dienstleistungen, Arbeitsplätze…) zusammentreffen und eine echte Durchmischung der Bevölkerung stattfindet.

Durch diese Frage steht nicht nur die Lebensqualität, sondern gleichfalls das wirtschaftliche Gleichgewicht der öffentlichen Akteure auf dem Spiel.

Zielvorgaben:

Mit der Einführung von Wohnprojekten wird eine soziale Durchmischung angestrebt. Es werden die typologische Vielfalt (Zimmeranzahl, Übergang, Eingliederung, Vermietung, Erwerb…) und die hochwertige Qualität der Gestaltung der öffentlichen Räume und der Architektur der Gebäude angestrebt.

Die funktionale Durchmischung kann von den Wohnungsbaugesellschaften des öffentlichen Rechts als öffentliche Förderer eingebracht werden, die Gebäude schaffen können, die ganz oder teilweise anderen Aktivitäten als der Nutzung als Wohnraum dienen.

Maßnahmen:

Die SLSP können anderen öffentlichen Akteuren, unter Einhaltung der Vorschriften für öffentliche Aufträge, Dienstleistungen für die Entwicklung, Errichtung und Durchführung von Immobilienprojekten anbieten.

2.5. Auf die Bedürfnisse der Bevölkerung zugeschnittene Wohnungen anbieten:

Herausforderung:

Derzeit besteht die Mehrheit des öffentlichen Wohnungsbestands aus Dreizimmerwohnungen. Daher können zahlreiche Familien mit Kindern aufgrund des unzureichenden Angebots an angemessenem Wohnraum keine Wohnung im öffentlichen Wohnungswesen finden.

Die Regierung hat daher angesichts der Zunahme der Haushalte an Alleinerziehenden und an Patchwork-Familien beschlossen, die Anzahl an großen Sozialwohnungen (vier Zimmer oder mehr) zu erhöhen, so dass die Kinder bei beiden Elternteilen über ein Zimmer verfügen. Darüber hinaus wurde ein Mangel bei den Zweizimmerwohnungen für vor allem junge Paare mit einem oder zwei kleinen Kindern und für ältere Haushalte festgestellt, die nunmehr eine Zweizimmerwohnung nutzen können.

Zielvorgaben:

Mindestens 20 % der neuen Wohnungen müssen über vier Zimmer oder mehr verfügen und mindestens die Hälfte dieser Wohnungen sind modulierbar.

Dieser Prozentsatz wird für die gesamte Programmierung überprüft. Dementsprechend haben die Projekte mit Vierzimmerwohnungen Vorrang.

Eine modulierbare Wohnung ist konzipiert, um auf die Veränderungen bei der Zusammensetzung des Haushalts angepasst werden zu können, ohne dass Umbauten oder umfangreiche Arbeiten erforderlich wären. Die für verschiedene Haushalte eines kleinen Gebäudes geeignete Anordnung der Räume oder die Errichtung oder der Bau einer Zwischenwand, die bzw. der beispielsweise ermöglicht, zwei Zimmer zu schaffen oder zwei ursprünglich getrennte Räume miteinander zu verbinden, stellen verschiedene Lösungen dar.

Die Projekte müssen eine vielfältige Typologie bieten, um gleichfalls den Bedarf an Zweizimmerwohnungen zu decken.

Maßnahmen:

Die Finanzierungserlasse werden angepasst, um der Typologie der Wohnungen Rechnung zu tragen.

2.6. Auf das Alter und auf Behinderung anpassbare Wohnungen schaffen:

Herausforderung:

Die Alterung der Bevölkerung ist Quelle neuer Bedürfnisse bei der Funktionalität des Wohnraums. Weniger als ein Prozent der öffentlichen Wohnungen sind auf eine Behinderung oder einen altersbedingten Verlust an Autonomie angepasst oder anpassbar.

Der öffentliche Bestand muss weiterentwickelt werden, um diese Bedürfnisse, insbesondere hinsichtlich der Zugänglichkeit für Menschen mit Behinderung, zu berücksichtigen.

Zielvorgaben:

Ein, mehr als 30 % betragender, Teil, der neuen Wohnungen muss je nach Behinderung oder Autonomieverlust anpassbar sein. Eine „anpassbare” Wohnung ist eine „zugängliche Wohnung” (mit einfachem Zugang für alle, einschließlich Personen mit eingeschränkter Mobilität wie durch das WGRSEE festgelegt, – siehe unten), die leicht in eine Wohnung umgewandelt werden kann, die auf die spezifischen Bedürfnisse einer Person mit eingeschränkter Mobilität angepasst ist, um dieser dadurch zu ermöglichen, sich in der Wohnung zu bewegen und alle ihre Funktionalitäten autonom zu nutzen.

Mindestens die Hälfte dieser Wohnungen verfügt über zwei Zimmer.

Bei der Auswahl der Projekte, die finanziert werden, haben die im Rahmen der Verankerung präsentierten generationsübergreifenden Projekte für mindestens 2 % der Projekte Vorrang, da diese einem auf den Werten unserer Gesellschaft beruhenden Bedarf entsprechen (siehe unten).

Maßnahmen:

Die Finanzierungserlasse integrieren eine ergänzende Subvention für die Übernahme der mit der Anpassbarkeit des Wohnraums verbundenen Mehrkosten.

In Bezug auf die Konzeption der Wohnungen kann der „Guide d’aide à la conception d’un logement adaptable” (Leitfaden für die Konzeption einer anpassbaren Wohnung) herangezogen werden. Dieser steht auf der folgenden Webseite zur Verfügung: http://www.cstc.be/homepage/download.cfm?dtype=publ&doc=Guide_logement_adaptable.pdf&lang=fr
Es sei darauf hingewiesen, dass in den Artikeln 414 und folgende des Wallonischen Gesetzbuchs über die Raumordnung, den Städtebau, das Erbe und die Energie (WGRSEE) das Erfordernis der „Zugänglichkeit” von Wohngebäuden, das heißt, die Möglichkeit des Zugangs für Personen mit eingeschränkter Mobilität zu diesen Wohngebäuden, festgeschrieben wird und die daraus folgenden technischen Standards festgelegt werden. Daher muss das Erdgeschoss der gemeinschaftlichen Wohngebäude aufgrund seiner Zugänglichkeit für „anpassbare Wohnungen” genutzt werden, sofern es nicht einem anderen Programm als dem Programm für das Wohnungswesen zugewiesenen wird.

2.7. Ein Angebot an Übergangs- und Eingliederungswohnungen gewährleisten:

Herausforderung:

Die Gemeinden werden regelmäßig mit den Folgen aufeinanderfolgender Notsituationen, insbesondere mit Katastrophen wie Überschwemmungen oder Einstürzen von Gebäuden, oder mit den Unwägbarkeiten der Existenz der Haushalte konfrontiert.

Die Übergangs- und Eingliederungswohnungen bieten angemessene Antworten auf diese verschiedenen Situationen, sind jedoch ungleich auf das Territorium der Region verteilt. Hierdurch werden einige Gemeinden der Möglichkeiten beraubt, diesbezüglich zu handeln.

Zielvorgaben:

Die Anzahl der Übergangswohnungen wird erhöht, um eine Übergangswohnung je 5.000 Einwohner (gegenwärtig beträgt der Anteil 1/10.000) mit einem Minimum von zwei Wohnungen pro Gemeinde zu erreichen. Alle Gemeinden sind gehalten, diesen Schwellenwert bis zum 31. Dezember 2016 zu erreichen. Andernfalls wird eine finanzielle Sanktion verhängt, die 10.000 € jährlich pro fehlender Wohnung entspricht.

Maßnahmen:

· Spezifische Finanzierung der Übergangswohnungen oder Eingliederungswohnungen.

· Diese Wohnungen können entweder durch die Sanierung vorhandener Gebäude oder durch den Bau neuer Wohnungen geschaffen werden.

2.8. Die Last der Nebenkosten verringern:

Herausforderung:

Die Last der Nebenkosten im Wohnbudget der Haushalte steigt schneller als die Einkommen. Der Verzicht auf die Heizung ist eine schwierige Entscheidung, zu der einige Mieter gezwungen sind, um die Kosten für Lebensmittel, medizinische Versorgung, Strom usw. zu bewältigen. Im Übrigen wird in der regionalpolitischen Erklärung (DPR) festgelegt, dass für die Neubauten ab 2014 ein „Niedrigenergiestandard” und ab 2017 ein „Passivenergiestandard” gilt. Für die öffentlichen Gebäude wird in der regionalpolitischen Erklärung die Anwendung des „Niedrigenergiestandards” ab 2012 mit der Zielvorgabe der Vorbildlichkeit festgelegt.
Zielvorgaben:

Die Produktion von neuen Wohnungen im Rahmen der gemeindlichen Verankerung 2012 - 2013 muss ein Energieeffizienzniveau unter Einhaltung der Zielvorgaben und der Agenda der regionalpolitischen Erklärung erreichen (Niedrigenergie ab 2012 mit insbesondere einem K von 35 und einem EW von maximal 60).

Die von den Wohnungsbaugesellschaften vermieteten Wohnungen müssen von Amts wegen über ein Heizungssystem verfügen. Dieses System wird in Abhängigkeit von der Gesamtenergieeffizienz des Gebäudes angepasst (sollte eine Niedrig- oder Passivenergiewohnung fast keinerlei zusätzliche Wärme benötigen, wird dies vom Heizungssystem berücksichtigt).
Maßnahmen:

Die für den Bau vorgesehenen Subventionen werden angepasst, um den mit einer verbesserten Dämmung verbundenen Kosten Rechnung zu tragen.

Die Betreiber werden ermutigt, Pilotprojekte für passiven Wohnraum oder Wohnraum mit positiver Energie zu entwickeln, die Gegenstand einer bezifferten Evaluierung und einer Bewertung der Anpassung des Wohnraums durch die Bewohner sind, um die von der regionalpolitischen Erklärung für 2017 und von Europa 2020 gewollte (und durch die Allianzen Beschäftigung und Umwelt dargelegte) Verallgemeinerung vorzubereiten. In den Finanzierungserlassen sind zusätzliche Mittel vorgesehen, um die mit dieser Art Projekt verbundenen Mehrkosten zu bewältigen.

3. Maßnahmenarten

Die Vielfalt der Bedürfnisse der Bevölkerung bedeutet, dass die Antworten der Behörden verschiedenartig sind. Es können verschiedene Arten an Wohnungen programmiert werden, um die regionalen und lokalen Zielvorgaben zu erreichen.

3.1. Bau-, Erwerbungs- und Sanierungsmaßnahmen
a) Sozialwohnungen:

Die Gemeinden, die auf ihrem Territorium nicht über 10 % öffentliche oder subventionierte Wohnungen verfügen, müssen in ihrem Aktionsprogramm vorrangig die Schaffung von sozialen Mietwohnungen vorschlagen.

Gemäß Artikel 29 des Wallonischen Wohngesetzbuchs können soziale Mietwohnungen von den Gemeinden, dem ÖSHZ und unter autonomer Regie geschaffen werden. Als Eigentümer dieser Wohnungen betrauen sie die SLSP ihres Zuständigkeitsgebiets mit deren Verwaltung.

Die SLSP können im Rahmen von Projekten für die Schaffung von sozialen Mietwohnungen die Schaffung von Wohnungen für den Verkauf einplanen, so dass bei den Maßnahmen eine Durchmischung gewährleistet wird. Diese Maßnahmen können darüber hinaus durch andere, nicht subventionierte (kommerzielle, tertiäre…) Programme ergänzt werden.

b) Sozialwohnungen gleichgestellte Wohnungen:
Durch den Fonds für Wohnraum werden im Rahmen einer „Mietbeihilfe” genannten Regelung in Zusammenarbeit mit den Gemeinden Wohnungen zu Gunsten kinderreicher Familien erworben und saniert. Diese Wohnungen werden im öffentlichen Wohnungsbestand verzeichnet und subventioniert.

c) Übergangswohnungen:

Die für eine verlängerbare Belegung von sechs Monaten vorgesehenen Übergangswohnungen bieten eine Antwort auf Situationen, in denen eine schnelle Wiederunterbringung notwendig ist.

Die Bereitstellung einer Übergangswohnung wird durch eine Betreuung der Bewohner ergänzt, um den Umzug in eine feste Wohnung zu erleichtern.

Auch wenn die Sanierungsmaßnahmen Vorrang haben, ist der Bau von Übergangswohnungen nunmehr möglich.

Die Subvention für diese Art Wohnraum beträgt 100 % und deckt nunmehr für die von den Agenturen für Sozialwohnungen oder den Verbänden für Wohnraumförderung verwalteten Wohnungen, wie die Anpassung des Instruments „Beihilfe für Arbeiten”, gleichfalls die Arbeiten für die Verbesserung der Energieeffizienz des Gebäudes ab..

Es sei darauf hingewiesen, dass die ASBL neben den Gemeinden, dem ÖSHZ und der SLSP durch das Gesetzbuch und den Erlass zur Subventionierung von Übergangswohnungen als Betreiber anerkannt sind. Diese Verbände für Wohnraumförderung werden dadurch charakterisiert, eine soziale Betreuung für die Personen anzubieten, die sie mit der Hilfe der Region mit Wohnraum versorgen.

Diese Betreiber müssen in die Konzertierungsversammlung und in die Ausarbeitung der „Projektblätter” eingebunden werden.

d) Eingliederungswohnungen:

Diese Art Wohnungen mit einer verlängerbaren Belegungsdauer von drei Jahren ermöglicht, auf die Bedürfnisse von Mieterhaushalten einzugehen, denen eine soziale Begleitung zur Verfügung gestellt wird, um ihnen zu ermöglichen, in ihrer Wohngeschichte, mit dem Ziel einer Wiedereingliederung in die Gesellschaft, Fortschritte zu machen.

Es sei darauf hingewiesen, dass die ASBL neben den Gemeinden, dem ÖSHZ und der SLSP durch das Gesetzbuch und den Erlass zur Subventionierung von Eingliederungswohnungen als Betreiber anerkannt sind. Diese Verbände für Wohnraumförderung werden dadurch charakterisiert, eine soziale Betreuung für die Personen anzubieten, die sie mit der Hilfe der Region mit Wohnraum versorgen.

Diese Betreiber müssen in die Konzertierungsversammlung und in die Ausarbeitung der „Projektblätter” eingebunden werden.

e) Mittlere Wohnungen:

In ihrem Orientierungsdokument zur Reform des Wallonischen Wohngesetzbuchs
 hat die Regierung die Überprüfung der Definition für öffentliche Wohnungen vorgesehen. Es werden drei Kategorien von Wohnungen beibehalten (Sozialwohnungen, Eingliederungswohnungen, Übergangswohnungen).

Die Haushalte mit mittlerem Einkommen kommen für den Erhalt einer „Sozialwohnung” in Betracht.  

Im Ergebnis wird die Finanzierungsweise nicht mehr in Abhängigkeit von der Art des Empfängers der Wohnung unterschieden.

Die früheren, von der Regierung bereits genehmigten Programme für mittlere Wohnungen müssen weiterhin durchgeführt werden.

Folglich wird die Schaffung von mittleren Wohnungen im Rahmen des vorliegenden Programms nicht mehr berücksichtigt.

3.2. Die Verwaltung von Wohnungen im Besitz von Privateigentümern:
Die Region unterstützt die Mobilisierung der leerstehenden Güter im Besitz von Privateigentümern durch die Übernahme der Verwaltung durch die AIS, APL oder die ASBL, indem diesen Betreibern Subventionen oder rückzahlbare Vorauszahlungen bereitgestellt werden, um für diese Immobilien vor ihrer Vermietung Sanierungsarbeiten durchzuführen.

Durch diese Politik wird ermöglicht, einen Bedarf zu decken und vertraglich unter den marktüblichen Mieten liegende Mieten auszuhandeln.

Dem Eigentümer, der seine Immobilie zur Verfügung stellt, werden verschiedene Vorteile geboten:

· Befreiung vom Immobiliensteuervorabzug;

· Die Garantie, seine Miete regelmäßig zu erhalten;

· Die Garantie für die Instandhaltung der gemieteten Immobilien;

· Befreiung von der Gemeindesteuer auf leerstehende Gebäude.

Die Übernahme der Verwaltung dieser Wohnungen kann Teil des gemeindlichen Aktionsprogramms für das Wohnungswesen sein.

Diese Wohnungen werden für die Dauer der Übernahme der Verwaltung im Rahmen der 10 % öffentlichen oder subventionierten Wohnungen verzeichnet.

Im Budget sind Kredite enthalten für:

· Die Durchführung von Sanierungsarbeiten durch die AIS oder die APL, später durch die SLSP;

· Eine Mietbeihilfe für Wohnungen mit mehr als drei Zimmern, deren Verwaltung von den AIS oder APL („Beihilfe – Mietbeihilfe”), später von den SLSP übernommen wird.

3.3. Die spezifischen Projekte:
Die spezifischen Projekte richten sich an Zielgruppen der Bevölkerung, die eine besondere Art Wohnraum benötigen. Aufgrund ihrer Besonderheit können einige dieser Projekte bei den Zuteilungsregeln Gegenstand von Abweichungen sein. Sie können sich von den im Rahmen der Aufrufe zur Einreichung von Projekten für nachhaltigen Wohnraum (2010 und 2011) erfolgreichen Projekten inspirieren lassen.

a) Generationsübergreifende Wohnungen:

Die Schaffung „generationsübergreifender” Projekte, die alleinstehende Personen, Familien, alte Menschen und Personen mit unterschiedlichen Einkommen, die im selben Gebäude aufeinandertreffen, mit Wohnraum versorgen, wird unterstützt.

Der generationsübergreifende Charakter des Projekts wird gekennzeichnet durch:

· Die Integration in einen städtischen oder dörflichen Kern insbesondere im Hinblick auf die Anbindung an die öffentlichen Räume und deren Nähe;

· Die typologische Vielfalt der Wohnungen;

· Das Vorhandensein eines gemeinschaftlichen Raums und gemeinsamer Außenräume;

· Ein Minimum an sechs Wohneinheiten.

Referenzdokumente für die generationsübergreifenden Projekte sind auf den folgenden Websites verfügbar:

http://www.frw.be/fileadmin/user_upload/frw/publications/CT3_logement_intergeneration.pdf
http://www.habitat-groupe.be/wordpress/?cat=19
b) Wohnungen für Studenten:

Die Schaffung von Wohngebäuden für Studenten kann, unter Erfüllung der Bedingungen, Teil der Verankerungsprogramme der Gemeinden sein, in denen das Missverhältnis zwischen Angebot und Nachfrage an studentischen Wohnungen durch eine universitäre Studie festgestellt wird, deren Ergebnisse von der Regierung gebilligt wurden. Einer ersten Studie zufolge kann nur die Stadt von Ottignies Louvain-La-Neuve diese Art von Investitionen, deren spezifischen Subventionierungsbedingungen festgelegt werden, in Anspruch nehmen.

c) Gemeinschaftliche Wohnungen und Modelle des „Zusammenwohnens”:

Das Zusammenwohnen oder gemeinschaftliche Wohnen ist eine Form des gemeinsamen Wohnens von Personen oder Haushalten, die einen Wohnraum oder Teile des Wohnraums miteinander teilen. Dieser Ansatz ermöglicht insbesondere Personen, die eine Institution verlassen oder nicht aus einer Institution kommen und nicht völlig allein leben möchten, durch die Möglichkeit eines gemeinschaftlichen Lebens eine ihren Bedürfnissen entsprechende Wohnung zu finden.

Diese Wohnungen werden im Gesetzbuch als „Gemeinschaftswohnungen” definiert, das heißt als Wohnungen, von denen mindestens ein Zimmer des Wohnraums und der Sanitärräume von mehreren Haushalten genutzt werden. Dem Mieter sind private Bereiche vorbehalten und durch die Konzeption oder Sanierung des Gebäudes werden gemeinschaftliche Räume, um Aktivitäten miteinander zu teilen, gestaltet.

d) Für Personen mit eingeschränkter Mobilität angepasste Wohnungen:

Unabhängig von der Verpflichtung, in den Projekten über mindestens 30 % anpassbare Wohnungen zu verfügen, ist die Schaffung von für Personen mit eingeschränkter Mobilität angepassten Wohnungen erforderlich, um den Bedürfnissen der betreffenden Bevölkerung gerecht zu werden. Die nach diesem Modell geschaffenen Wohnungen sind den Haushalt vorbehalten, von denen ein Mitglied als behindert anerkannt ist.

e) Betreute Wohnungen:

Durch die Reform des Wallonischen Wohngesetzbuchs wird ein neues Konzept der betreuten Wohnungen vorgesehen, das einen Bedarf an ausgestatteten und sicheren Wohnungen für Personen mit leichtem Verlust an Autonomie entspricht. Die Originalität dieser Partnerschaft besteht darin, die besten Gesetze zu Sozialwohnungen und betreuten Wohnungen zu kombinieren. Es entstehen nämlich zahlreiche betreute Wohnungen, zu denen Personen oder Haushalte mit unsicheren Einkommen jedoch allzu oft keinen Zugang haben. Ziel ist, Personen mit geringem Einkommen den Zugang zu dieser Art Wohnraum zu ermöglichen. Diese Projekte sind erst ab 2013 möglich und werden daher nur für das zweite Jahr des vorliegenden Programms ausgewählt.
f) Der Plan für ständiges Wohnen (HP-Plan):

Die Wallonische Regierung hat am 28. April 2011 die Aktualisierung des Plans für ständiges Wohnen angenommen. Durch den aktualisierten Plan beabsichtigt die Wallonische Regierung insbesondere, eine Politik der freiwilligen Wiederunterbringung zu Gunsten ständiger Bewohner in einem angemessenen Wohnraum in einem Wohngebiet umzusetzen:

Die vom Plan für ständiges Wohnen betroffenen Gemeinden oder die Gemeinden, auf deren Territorium Haushalte in touristischen Einrichtungen leben, stellen sicher:

· Die Akteure des Plans für ständiges Wohnen in die Ausarbeitung des gemeindlichen Verankerungsplans für das Wohnungswesen einzubeziehen.

· Die Schaffung von Wohnungen in Wohngebieten einzuplanen, die für die Wiederunterbringung der Bewohner von ständigem Wohnraum, die dies wünschen, geeignet sein können.

Die Wohnungsprojekte für Bewohner von ständigem Wohnraum werden im Rahmen des Auswahlverfahrens in einer Höhe von 2 % des Programms unter der Bedingung aufgenommen, dass die Beteiligung der Begünstigten am Projekt effektiv ist und durch die Integration einer Struktur, die mit der Koordinierung des partizipativen Prozesses beauftragt ist, in das Projekt erfolgt.

g) Öffentlich-private Partnerschaften (PPP):

Eine öffentlich-private Partnerschaft besteht in der Assoziation zwischen einer Behörde und einem privaten Betreiber, um ein Projekt von öffentlichem Interesse zu entwickeln, zu finanzieren, zu errichten und gegebenenfalls zu verwalten. Die Assoziation mit einem privaten Partner kann für die Behörden im Rahmen der Umsetzung von Großprojekten (mit mindestens 20 Wohnungen) oder von gemischten Programmen (andere Aktivitäten als Wohnaktivitäten) von Interesse sein.

3.4. Straßen und Wege, Anlagen, öffentliche und gemeinschaftliche Räume

Die Schaffung von Wohnraum muss, je nach lokalem Kontext, regelmäßig vom Ausbau der Straßen und Wege, der öffentlichen Räume, der gemeinschaftlichen Räume oder der kleinen Infrastrukturen, durch die den Bewohnern ein qualitativ hochwertiger Lebensrahmen ermöglicht werden soll, begleitet werden.

a) Schaffung von Straßen und Wegen:
Die Subventionen für die Straßen und Wege und deren Ausstattung (ohne öffentliche Räume wie Plätze, Spielplätze, Grünflächen), die für die Versorgung von Projekten für Wohneinheiten vorgesehen sind, können eine Obergrenze von 15.000 € pro Haus und 7.500 € pro Wohnung nicht überschreiten.

Die Subventionsanträge für die genannten Straßen und Wege werden gleichzeitig mit den Anträgen für die betreffenden Wohnungen eingereicht.

b) Schaffung öffentlicher Räume:

Die Subventionsanträge für die öffentlichen Räume wie Plätze, Spielplätze, Grünflächen usw., die dazu dienen, den Bewohnern von Wohneinheiten einen qualitativ hochwertigen Lebensrahmen zu bieten, werden gleichzeitig mit den Anträgen für die betreffenden Wohnungen eingereicht.

Den SLSP können darüber hinaus Subventionen für die Finanzierung kleiner Straßensportanlagen gewährt werden.

c) Schaffung gemeinschaftlicher Räume:

Die Betreiber können Subventionsanträge für die Schaffung von Räumen beantragen, die der Unterbringung gemeinschaftlicher Aktivitäten in den öffentlichen Wohneinheiten dienen.

Für die Schaffung gemeinschaftlicher Gärten kann gleichfalls eine Subvention gewährt werden.

d) Ausstattung von Grundstücken für die Aufnahme von Fahrenden:

Für die Ausstattung von Grundstücken für die Aufnahme von Fahrenden sind regionale Beihilfen verfügbar.

Die interdepartementale Direktion für sozialen Zusammenhalt des öffentlichen Dienstes der Wallonie ist darauf vorbereitet, alle Gemeinden zu diesem Thema zu beraten.

4. Die Finanzierung

Die Aktion der durch das Wohngesetzbuch anerkannten Immobilienbetreiber wird von der Wallonie finanziell sehr stark unterstützt.

Die Verteilung der im regionalen Budget verzeichneten Kredite erfolgt unter Berücksichtigung der Charakteristika der Bevölkerung und Wohnungen der Gemeinden sowie gemäß der Typologie der unter Punkt 3 definierten Maßnahmen.

4.1. Den Betreibern zur Verfügung stehende Mittel:

Das von der Wallonie dem Verankerungsprogramm 2012 - 2013 zugewiesene Budget ist Gegenstand einer Aufteilung in zwei Teile:

Erster Teil:

Der erste Teil in Höhe von 70 % des regionalen Budgets für die Verankerung ist Gegenstand einer Aufteilung auf Grundlage:

· einerseits:

- von 3 % der Gesamtanzahl der öffentlichen oder subventionierten Wohnungen, die von der Gemeinde geschaffen werden müssen, um die von der Wallonischen Region abgesteckte Zielvorgabe von 10 % zu erreichen, wenn die Gemeinde über weniger als 5 % öffentliche oder subventionierte Wohnungen verfügt;

- von 2 % der Gesamtanzahl der öffentlichen oder subventionierten Wohnungen, die von der Gemeinde geschaffen werden müssen, um die von der Wallonischen Region abgesteckte Zielvorgabe von 10 % zu erreichen, wenn die Gemeinde über 5 bis 10 % öffentliche oder subventionierte Wohnungen verfügt;

· andererseits von zwei Kriterien, das heißt auf Grundlage der Anzahl der Bewerber für eine soziale Mietwohnung auf dem Territorium der Gemeinde und dem Globalindex für den sozialen Zusammenhalt. Die Gemeinden mit mehr als fünf Mietbewerbern pro vorhandener öffentlicher oder subventionierte Wohnung erhalten eine zusätzliche Wohnung und die Gemeinden mit einem positiven Index für den sozialen Zusammenhalt erhalten in Abhängigkeit davon, ob sie über einen Index von unter oder über 10 % verfügen, eine oder zwei zusätzliche Wohnungen.
Daher verfügt jede Gemeinde über ein „Inanspruchnahmerecht”.

Das Volumen des „Inanspruchnahmerechts” wird in der Anzahl an Wohnungen ausgedrückt. Dieses Volumen ist indikativ, stellt jedoch das Mindestvolumen dar, das der Gemeinde gewährt werden kann, sofern die vorgeschlagenen Projekte den Vorschriften des vorliegenden Rundschreibens genügen.

Die Gemeinde kann beschließen, die Anzahl der gewährten Wohnungen auf Neubau, Erwerb oder Sanierung aufzuteilen.

Zweiter Teil:

Der zweite Teil in Höhe von 30 % des regionalen Budgets für die Verankerung wird Projekten zugewiesen, die von der Regierung in Abhängigkeit von ihrem Interesse, ihrem Umfang und ihrer Eignung, den regionalen Zielvorgaben für das Wohnungswesen und den von den Gemeinden mit mehr als 10 % öffentlichen oder subventionierten Wohnungen eingereichten Projekten zu genügen, ausgewählt werden. Dabei handelt es sich beispielsweise um Projekte, die die Synergien mit anderen Maßnahmen und die potenziellen Ankurbelungseffekte für den privaten Bestand fördern.

Die Kriterien für die Auswahl dieser Projekte sind:

· Maßnahmen, die durch die Unterstützung städtischer Sanierungsprogramme, städtischer oder ländlicher Wiederbelebungsprogramme, gemeindlicher Programme für die ländliche Entwicklung, des Ausbaus verlassener Standorte für wirtschaftliche Aktivitäten in den betreffenden Vierteln oder Dörfern eine verstärkende Rolle spielen;

· Maßnahmen zur Wiederbelebung verwaister Viertel oder zur Verdichtung vorhandener Viertel durch die Schaffung oder Sanierung vieler Wohnungen;

· Maßnahmen mit einer beträchtlichen Anzahl an zu schaffenden Wohnungen, deren Umsetzung eine begrenzte Anzahl an Phasen erfordert;

· Pilotmaßnahmen für nachhaltigen Wohnraum;

· Maßnahmen in Gebäuden oder Einheiten, die hinsichtlich des Erbes einen signifikant wertvollen Charakter aufweisen;

· Maßnahmen zur Wiederunterbringung von Bewohnern von Campingplätzen im Rahmen des Plans für ständiges Wohnen.

Die Regierung kann die nicht zugewiesenen Beträge für diesen Teil gegebenenfalls auf Projekte aufteilen, die diesen Charakteristika nicht genügen.

Finanzierungserlasse:

Die Finanzierungserlasse wurden überprüft, um die Kriterien für Energieeffizienz sowie die mit der Anpassbarkeit verbundenen Mehrkosten zu integrieren, und die Baukosten wurden aktualisiert.

Diese werden den Betreibern vor der Einreichung ihres Investitionsprogramms mitgeteilt. Es wurde jedoch bereits eine zusammenfassende Tabelle der Subventionsbeträge in den Anhang des vorliegenden Rundschreibens aufgenommen.

5. Das Verfahren

5.1. Der Ministerialerlass zur Durchführung des Erlasses der Wallonischen Regierung vom 19. Juli 2001 über das gemeindliche Aktionsprogramm für das Wohnungswesen regelt die Ausarbeitung und Präsentation des Aktionsprogramms.

Im Anhang dieses Erlasses befindet sich ein auszufüllendes Formular, das von der Website der operativen Generaldirektion 4 –  Raumordnung, Wohnungswesen, Erbe und Energie unter der folgenden Adresse heruntergeladen werden kann:

http://mrw.wallonie.be/dgatlp/dgatlp/Pages/Log/Pages/accueil/Accueil.asp 

5.2. Das zweijährige Programm:

In Artikel 188, § 1 des Gesetzbuchs wird festgelegt, dass jede Gemeinde ein zweijähriges Aktionsprogramm für das Wohnungswesen ausarbeitet.

Dieses Programm ermittelt von Jahr zu Jahr alle Bau- oder Sanierungsmaßnahmen, deren Bauherren, die daran Beteiligten, deren Frist für die Fertigstellung, die Anzahl und Art der betreffenden Wohnungen, die Finanzierungsweisen und die zu entwickelnden Maßnahmen, um die festgelegten Zielvorgaben zu erreichen. Das vorliegende Rundschreiben zielt auf die im Zeitraum 2012 - 2013 anzugehenden Projekte ab.

5.3. Konzertierung zwischen den Akteuren:

In Artikel 187, § 3 des Gesetzbuchs wird bestimmt, dass der Bürgermeister mindestens einmal jährlich eine Konzertierungsversammlung der Vertreter des Gemeindekollegiums, des ÖSHZ, aller Wohnungsbaugesellschaften, die die Gemeinde versorgen, und aller Organisationen, die an der lokalen Wohnpolitik beteiligt sind, organisiert. Es versteht sich von selbst, dass in der Regel eine größere Häufigkeit erforderlich ist, damit die Konzertierung eine gute Koordination zwischen den Akteuren erlaubt.

Darüber hinaus bestimmt Artikel 188, § 1 des Gesetzbuchs, dass das Aktionsprogramm in Konzertierung mit der Region, der Provinz, dem öffentlichen Sozialhilfezentrum, den öffentlichen Wohnungsbaugesellschaften, die das gemeindliche Territorium versorgen, dem Fonds für Wohnraum für kinderreiche Familien der Wallonie sowie mit allen Organisationen mit sozialem Zweck, die an der gemeindlichen Wohnpolitik beteiligt sind, ausgearbeitet wird.

Zweck dieser Versammlung ist, die zu ergreifenden Maßnahmen festzulegen, um die Arten an auf dem gemeindlichen Territorium verfügbarem Wohnraum zu diversifizieren, die Schaffung von Sozialwohnungen, von Sozialwohnungen gleichgestellten Wohnungen, von Eingliederungs- und Übergangswohnungen zu ermöglichen und um Leerstand und Gesundheitsunverträglichkeit von Wohnungen zu bekämpfen.

Diese Versammlung befasst sich hinsichtlich der Übergangswohnungen insbesondere mit den Modalitäten einer Politik der Partnerschaft mit allen betreffenden sozialen Eingliederungsdiensten sowie mit den Wohnungen für alte Menschen oder Personen mit eingeschränkter Mobilität und mit den Wohneinheiten für Haushalte unterschiedlicher Generationen (generationsübergreifende Projekte).

Die Gemeinde übermittelt vor der Versammlung an alle potenziellen Betreiber, die das gemeindliche Territorium versorgen, ihre Beratungen zu den für die Versorgung mit Wohnraum zu ergreifenden Maßnahmen und fordert von diesen ihre Position in Bezug auf die abgesteckten Zielvorgaben und ihre Vorschläge, um deren Umsetzung zu ermöglichen, an.

Jeder Betreiber übermittelt der Gemeinde vor der Konzertierungsversammlung per Post seine Vorschläge.

Die Versammlung muss allen Akteuren ermöglichen, Projekte vorzuschlagen, die eigenen Prioritäten und Ressourcen darzulegen und den Umfang und Inhalt ihrer Beteiligung auszuführen. Sie muss in einen von den verschiedenen Akteuren getragenen Vorschlag münden, in dem die Positionierung und Beteiligung aller definiert und dargelegt werden. Diese Beschlüsse werden in Protokollen festgehalten.

Die gemeindlichen technischen Dienste (Städtebau und Arbeiten) werden an der Versammlung beteiligt, um die fachübergreifende Information insbesondere über die Baureife und Beschränkungen der von den Betreibern für den Bau oder die Sanierung von Wohnungen vorgeschlagenen Standorte zu gewährleisten.

5.4. Partnerschaften:

Es können Partnerschaften zwischen Betreibern oder zwischen einem Betreiber und einem Privatunternehmen eingerichtet werden, um Wohnprojekte umzusetzen.

Die Vereinbarungen zwischen den Parteien werden der Akte beigefügt.

5.5. Zu übermittelnde Dokumente:

Die beigefügten Formulare nehmen die von der Gemeinde zu übermittelnden Dokumente auf.

Es wird auf folgende Aspekte hingewiesen:

· Die Protokolle der Konzertierungsversammlungen werden der Akte beigefügt.

· Jedes „Projektblatt” trägt die Unterschrift des Betreibers, der mit der Umsetzung des Projekts beauftragt ist.

· Die Gemeinden müssen für die Betreiber, die dies anfordern, die Abschrift der zwischen den Akteuren getroffenen Vereinbarungen übermitteln (z. B.: Überlassungsvereinbarung für ein Grundstück).

· Für die Projekte, für die dingliche Rechte am Grundstück oder Gebäude bestehen, den Eigentumsnachweis oder die Abschrift der mit dem Eigentümer getroffenen Überlassungsvereinbarung.

· In den genannten Vereinbarungen müssen die Kosten und die Bedingungen der Vereinbarungen angegeben werden und diese müssen von den Parteien unterzeichnet werden. Die Dauer der Erbpachtverträge darf nicht weniger als 40 Jahre betragen. Für den Fall, dass das Projekt von der regionalen Behörde nicht genehmigt wird, kann eine Aussetzungs- oder Kündigungsklausel aufgenommen werden.

Die Gemeinden, die ein zweijähriges gemeindliches Verankerungsprogramm 2007 - 2008 oder 2009 - 2010 eingeführt haben, müssen keine erneute Analyse des Wohnraumbedarfs erstellen. Diese fügen einfach eine Abschrift der seinerzeit durchgeführten Analyse bei.

Die Ergebnisse der in Artikel 190, § 2 des Wallonischen Wohngesetzbuchs vorgesehenen Bestandsaufnahme werden der Akte zusammen mit der Beratung des Gemeinderats, durch die die gemeindliche Verordnung über Leerstand und Besteuerung leerstehender Gebäude genehmigt wird, und der Verordnung selbst beigefügt. Das Vorhandensein und die fortlaufende Aktualisierung dieser Bestandsaufnahmen werden kontrolliert und das Ergebnis dieser Überprüfung wird bei der Auswahl der Projekte berücksichtigt.

5.6. Qualität der Akten:

Es ist festzustellen, dass zu viele Projekte, die von der Regierung im Rahmen früherer Programme ausgewählt wurden, von den Betreibern entweder aufgegeben oder in wesentlichen Punkten geändert wurden. Diese Situation ist Quelle finanzieller Kosten und erheblichen Zeitverlusts. Um die Aufgabe von Projekten zu verhindern, sind die Betreiber aufgefordert, örtlich feststehende Projekte zu präsentieren, deren Ausgereiftheit ermöglicht, die kurzfristige Umsetzung zu planen.

Es wird auf die Baureife der Standorte, die Kapazität der Betreiber, die Maßnahmen durchzuführen, und auf den strukturellen Zustand der zu sanierenden Gebäude hingewiesen.

Für die zu erbauenden Wohnungen umfassen die Akten eine Lageskizze auf einer topographischen Karte, in der gleichfalls die zu schaffenden Straßen und Wege und öffentlichen Räume ausgewiesen werden. Es muss eine Analyse der rechtlichen (Gebietseinteilung im Sektorenplan, Notwendigkeit oder keine Notwendigkeit gemeindlicher Raumordnungspläne – Städtebaugenehmigung – oder anderes, Bauverbotszone, Karst- oder Hochwassergebiete usw.) und technischen (Kanalisation, Strom, Wasser, Zugänglichkeit usw.) Beschränkungen für den Standort durchgeführt werden.

Für die zu sanierenden Gebäude werden der Akte eine Raumordnungsskizze sowie die Fotos beigefügt, die ermöglichen, den Zustand des Gebäudes zu erfassen.

Es wird dringend empfohlen, Projekte einzureichen, deren Gesamtanzahl an Wohnungen zwischen dem Zwei- bis Dreifachen der Anzahl der in Anhang 1 des vorliegenden Rundschreibens aufgenommenen Anzahl an Übergangs- und Sozialwohnungen oder an Sozialwohnungen gleichgestellten Wohnungen liegt (die beiden letzten Rubriken).

5.7. Städtebau:

Um die Schaffung von Wohnungen zu gewährleisten, die im Rahmen der Programmierung von der Regierung ausgewählt wurden, werden die Akten von der Verwaltung gleichfalls unter dem städtebaulichen Gesichtspunkt analysiert.

Es wird den Betreibern empfohlen, dem zuständigen beauftragten Beamten der DGO4 vorab die Unterlagen für die Neubauten vorzulegen, um bei jeder Akte die Optionen für Lage und Programm zu überprüfen (Standort, Typologie und Anzahl der Wohnungen, andere Gebäude, öffentliche Räume und Straßen und Wege…). Um die weitere Bearbeitung zu erleichtern, werden die dem beauftragten Beamten vorgelegten Akten von Letzterem identifiziert und dessen Stellungnahme wird der Zelle „Verankerung” der DGO4 übermittelt.

Im Rahmen der Umsetzung der gemeindlichen Verankerungspläne kommen die Betreiber in den Genuss der in den Artikeln 33, § 8 und 127, § 3 des WGRSEE vorgesehenen Bestimmungen, durch die die Erteilung einer Städtebaugenehmigung ermöglicht wird, ohne die Raumordnungspläne vorab ändern zu müssen.

5.8. Einreichung der Akten:

Die Formulare und Projektunterlagen müssen bei der Verwaltung in zweifacher Ausfertigung bis zum 30. November 2011 an der folgenden Anschrift eingegangen sein:

Operative Generaldirektion 4 –  Raumordnung, Wohnungswesen, Erbe und Energie.

Herrn Guido Van Geem, Direktor

Direktion der Subventionen an öffentliche und private Einrichtungen

Rue des Brigades d’Irlande 1

5100 Jambes

6. Analyse und Auswahl der Programme

6.1. Die Zelle „Verankerung” der SWL und der DGO4 analysiert die Programme vor der Auswahl der Akten durch die Regierung auf Grundlage der folgenden Kriterien:

1. Einhaltung der Verpflichtungen aus dem Wallonischen Wohngesetzbuch durch die Gemeinde:

- Vorhandensein eines gemeindlichen Wohnungsdienstes,

- Annahme einer gemeindlichen Verordnung für die Besteuerung leerstehender Gebäude,

- Vorhandensein der in Artikel 190, § 2 des Gesetzbuchs vorgesehenen Bestandsaufnahmen, Übermittlung der genannten Bestandsaufnahmen),

- Vorhandensein der Protokolle der Konzertierungssitzungen.

2. Prozentualer Anteil der öffentlichen oder subventionierten Wohnungen auf dem gemeindlichen Territorium und Fortschritt:

- Vorhandensein einer Beratung der Gemeinden und ÖSHZ, durch die die Zielvorgaben und Grundlagen der durchzuführenden Aktionen festgelegt werden, um das Recht auf angemessenen Wohnraum (Art. 187, § 1 des Wallonischen Wohngesetzbuchs) umzusetzen,

- Für die Gemeinden, die nicht über die erforderliche Anzahl an Übergangswohnungen verfügen, die Intensität der Bemühungen um eine Aufholung im vorgeschlagenen Programm,

- Für die Gemeinden, die nicht über 10 % öffentliche oder subventionierte Wohnungen verfügen, die Intensität der Bemühungen um eine Aufholung in den Programmen dieser Gemeindelegislatur,

- Tatsächliche Umsetzung und eventuelle Verzögerungen bei früheren Programmen.

3.  Förderfähigkeit der vorgeschlagenen Maßnahmen:

- Übereinstimmung der Maßnahmen mit dem Wallonischen Wohngesetzbuch,

- Übereinstimmung des Standorts mit den Grundlagen der von der Region geförderten Raumordnung (nach Genehmigung durch die Regierung werden die beauftragten Beamten aufgefordert, die Lage oder Anzahl oder Art der geplanten Wohnungen nicht mehr infrage zu stellen),

- Vollständigkeit der Unterlagen zu Ausstattung, Straßen und Wegen, öffentlichen Räumen der Projekte für Wohneinheiten,

- Durchführbarkeit der Maßnahmen im Rahmen des Programms 2012 - 2013.

4.  Übereinstimmung der vorgeschlagenen Maßnahmen mit den regionalen und gemeindlichen Prioritäten:

- Einhaltung der Kriterien für die örtliche Lage,

- Einhaltung der prozentualen Anteile für anpassbare Wohnungen,

- Einhaltung der Auflagen im Hinblick auf die Energie.

7. Praktische Informationen

7.1. Von den Experten der operativen Generaldirektion 4 –  Raumordnung, Wohnungswesen, Erbe und Energie, werden dezentrale Informationsversammlungen durchgeführt.

Die Tagesordnung dieser Versammlungen kann auf folgender Website abgerufen werden:

http://mrw.wallonie.be/dgatlp/dgatlp/Pages/Log/Pages/accueil/Accueil.asp 

7.2. Ansprechpartner:

Operative Generaldirektion 4 –  Raumordnung, Wohnungswesen, Erbe und Energie.

Herr Guido Van Geem, Direktor

Direktion der Subventionen an öffentliche und private Einrichtungen

Rue des Brigades d’Irlande 1

5100 Jambes

081 – 33.22.99

Guido.vangeem@spw.wallonie.be
Namur, den

Jean-Marc NOLLET

� Diese Wohnungen ermöglichen den Gemeinden gleichfalls, den im Dekretentwurf zur Abänderung des Wohngesetzbuchs, in seiner in zweiter Lesung von der Regierung angenommenen Fassung, festgelegten neuen Regelungen für die durch den Bürgermeister ergehenden Unbewohnbarkeitserlasse zu genügen.





� Ergänzt durch den in zweiter Lesung am 1. Juli 2011 genehmigten Vorentwurf des Dekrets über die Reform des Wallonischen Wohngesetzbuchs.


� Derzeit sieht das Gesetz vor, dass die Sozialwohnungen entsprechend den folgenden Anteilen zugeteilt werden: 2/3 an Haushalte mit unsicherem Einkommen und 1/3 an Haushalte mit niedrigem Einkommen, wobei die Haushalte mit „mittleren Einkommen” aufgefordert sind, Wohnungen ohne Quoten zu bewohnen. Im Rahmen der Reform des Wallonischen Wohngesetzbuchs ist eine Anpassung der Quoten vorgesehen, um die mittleren Einkommen in die Proportionalität einzubeziehen und um das Gleichgewicht der Einnahmen für die SLSP zu verbessern. Die jährliche Aufteilung der Zuteilungen wird folgendermaßen ermittelt: Mindestens 55 % für unsichere Einkommen, mindestens 35 % für niedrige Einkommen und maximal 10 % für mittlere Einkommen. Die SLSP können im Lauf eines Kalenderjahrs den mittleren Einkommen maximal 10 % der Wohnungen zuteilen.





� Diese Beihilfen werden in Kürze auf die SLSP erweitert.


� Darüber hinaus ist ein praktischer Leitfaden unter der folgenden Adresse verfügbar: http://www.cmgv.be/images/stories/pdf/GUIDEgensduvoyage.pdf
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